Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2830 


Sachgebiet 22 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Zwischenbericht zum Bildungsgesamtplan 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hält sie an ihrer ursprünglichen Beurteilung des Zwischen- 
berichts fest, wonach von Bund und Ländern gemeinsam eine 
tragfähige Grundlage für die weitere Arbeit am Bildungs- 
gesamtplan und Bildungsbudget geschaffen worden ist? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die von ihr 
gemeinsam mit den SPD-Ländern abgegebene Erklärung, 
„endlich auch" die der CDU/CSU angehörenden Kommis- 
sionsmitglieder im Zwischenbericht auf die „allgemeinen 
Reformziele der sozial-liberalen Bildungspolitiker" ver- 
pflichtet zu haben, eine tragfähige Grundlage für die weitere 
Zusammenarbeit in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung darstellt? 

3. Sieht die Bundesregierung in der Weiterentwicklung eines 
einheitlichen Bildungswesens in der Bundesrepublik eine 
zentrale Aufgabe der Bund-Länder-Kommission und ist sie 
der Auffassung, daß das bisher erreichte Maß an Einheit- 
lichkeit im Bildungswesen nicht durch die Verwirklichung 
divergierender Planungskonzepte beeinträchtigt werden 
darf? 

4. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Mitwir- 
kung des Bundes bei der Planung und insbesondere bei der 
Festlegung mittelfristiger Prioritäten auch ein entsprechen- 
des finanzielles Engagement voraussetzen muß? 

5. Bis wann können nach Meinung der Bundesregierung die 
Voraussetzungen für ein Bildungsbudget und damit für 
einen Bildungsgesamtplan in der Bund-Länder-Kommission 
geschaffen werden? 

6. Stimmt die Bundesregierung unserer Ansicht zu, daß den 
folgenden Maßnahmen vor anderen im Zwischenbericht 
genannten Maßnahmen Priorität zukommen muß: Ausbau 
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der vorschulischen Erziehung, Beseitigung des Lehrerman- 
gels, Ausbau der beruflichen Bildung, Ausbau des Gesamt- 
hochschulbereichs und Abbau des numerus clausus, Reform 
der Oberstufe und Ausbau der Weiterbildung? 

Wenn ja, wie glaubt die Bundesregierung, daß diese Priori- 
täten verwirklicht werden können? 

7. Durch welche finanzpolitischen Entscheidungen gedenkt die 
Bundesregierung zur Verwirklichung der in dem Zwischen- 
bericht dargestellten Zielvorstellungen (52,6 Milliarden DM 
im Jahre 1975) durch den vorliegenden Bundeshaushalt 1972 
und die Mittelfristige Finanzplanung bis 1975 beizutragen? 


Bonn, den 16. November 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung 


Nach anderthalbjähriger Beratung ist am 18. Oktober 1971 von 
der Bund-Länder-Kommission ein Zwischenbericht zum Bil- 
dungsgesamtplan verabschiedet und dem Bundeskanzler und 
den Ministerpräsidenten übersandt worden. Es geht jetzt 
darum, die in diesem Zwischenbericht niedergelegten Zielvor- 
stellungen zu verwirklichen. Das kann aber erst geschehen, 
wenn die Bundesregierung die notwendigen finanziellen Vor- 
aussetzungen schafft und neben einem Sachplan auch ein Bil- 
dungsbudget vorgelegt wird. 

Durch die am Tage der Verabschiedung des Zwischenberichts 
gemeinsam von der Bundesregierung und den SPD-Kultusmi- 
nistern abgegebene Presseerklärung ist jedoch in der Öffent- 
lichkeit Unruhe darüber entstanden, inwieweit die Bundes- 
regierung an ihrer ursprünglichen Beurteilung des Zwischen- 
berichts festhält, Y/onach hier eine tragfähige Grundlage für die 
weitere Arbeit der Bund-Länder-Kommission geschaffen wor- 
den ist. 

Es ist auch zweifelhaft geworden, ob die Bundesregierung wirk- 
lich in der Weiterentwicklung eines einheitlichen Bildungs- 
wesens eine Hauptaufgabe der Bund-Länder-Kommission sieht 
oder ob Bundesregierung und SPD-Länder nicht bewußt diver- 
gierende Planungskonzepte anstreben und daher zu keinem 
Kompromiß bereit sind. 
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